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schriften für die Prozesskostenhilfe in derartigen Streitsachen

11/5.

Verordnung (EU) 2023/2844 des europäischen Parlaments und des Rates vom
13. Dezember 2023 über die Digitalisierung der justiziellen Zusammenarbeit

11/5/1.

und des Zugangs zur Justiz in grenzüberschreitenden Zivil-, Handels- und
Strafsachen und zur Änderung bestimmter Rechtsakte im Bereich der justiziellen
Zusammenarbeit
Europäisches Verfahrenshilfeübereinkommen11/6.
Bundesgesetz zur Durchführung des EuÜ über die Übermittlung von Verfahrens-
hilfeanträgen

11/6/1.

Haager Prozessübereinkommen (HPÜ)11/7.
Haager Zustellungsübereinkommen (HZÜ)11/7/1.
Einführungserlass vom 10. September 2020 zum Haager Übereinkommen vom
15. November 1965 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher

11/7/1/1.

Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen, BGBl. III Nr. 137/2020
(Haager Zustellungsübereinkommen 1965 oder HZÜ)
Haager Beglaubigungsübereinkommen (HBeglÜ) (Auszug)11/8.
Haager Beglaubigungsübereinkommen – Durchführungsgesetz11/8/1.
Europäisches Rechtsauskunftsübereinkommen (RAÜ)11/9.
Europäisches Rechtsauskunftsübereinkommen – Zusatzprotokoll11/9/1.

Ausgewählte bilaterale Verträge:
Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Föderativen Volksrepublik
Jugoslawien über den wechselseitigen rechtlichen Verkehr

11/10/1.

Vertrag zwischen der Republik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein
über Rechtshilfe, Beglaubigung, Urkunden und Vormundschaft (Auszug)

11/10/2.



Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Volksrepublik Polen über
die wechselseitigen Beziehungen in bürgerlichen Rechtssachen und über
Urkundenwesen (Auszug)

11/10/3.

Österreichisch-britisches Rechtshilfeabkommen vom 31. März 193111/10/4.

Schiedsrecht12.
New Yorker Schiedsübereinkommen12/1.
Europäisches Übereinkommen über die internationale Handelsschiedsgerichts-
barkeit

12/2.

Genfer Abkommen vom 26. 9. 1927, betreffend die Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche (Genfer Schiedsabkommen) (nicht abgedruckt)
Genfer Protokoll vom 24. 9. 1923 über die Schiedsklauseln (Genfer Protokoll
über die Schiedsklauseln) (nicht abgedruckt)


